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Inwiefern schafft das neue Gerichtsverfassungsgesetz 
neue Voraussetzungen, die das Oberste Gericht be­
fähigen werden, seinen besonderen Pflichten und 
Funktionen im Rahmen des oben gekennzeichneten, für 
alle Gerichte verbindlichen Pflichtenkreises noch wirk­
samer nachzukommen?

1. In erster Linie war es notwendig, die unmittelbare 
Verbindung zwischen dem Obersten Gericht und den 
unteren Gerichten im normalen Instanzenzuge herzu­
stellen, um eine s y s t e m a t i s c h e  Anleitung der 
Rechtsprechung zu ermöglichen. Als zentrales Organ 
der Rechtsprechung muß das Oberste Gericht der Re­
publik der Struktur unseres Staates entsprechend an 
der Spitze des n o r m a l e n  Instanzenzuges stehen. 
Darüber hinaus entspricht es der Forderung, die demo­
kratische Gesetzlichkeit ständig zu vertiefen, daß das 
oberste Gericht der Republik sowohl in Strafsachen 
als auch in zivilrechtlichen Streitigkeiten von allen Pro­
zeßbeteiligten mit den ordentlichen Rechtsmitteln an­
gerufen werden kann.

Mit dem neuen Gerichtsverfassungsgesetz ist das 
Oberste Gericht Rechtsmittelgericht geworden. Es ent­
scheidet in Strafsachen über den Protest (staatsanwalt­
liche Berufung), die Berufung des Angeklagten und 
über Beschwerden gegen die von den Bezirksgerichten 
in erster Instanz erlassenen Entscheidungen, also in 
Verfahren wegen Verbrechens gegen die Deutsche De­
mokratische Republik, wegen Mordes, wegen besonders 
schwerer Wirtschaftsverbrechen und in den Verfahren, 
in denen der Staatsanwalt im Hinblick auf die beson­
dere Bedeutung, die Folgen oder Zusammenhänge des 
zur Untersuchung stehenden Verbrechens die Anklage 
in I. Instanz vor dem Bezirksgericht erhoben hat. Auch 
in Zivilsachen entscheidet das Oberste Gericht als Be- 
rufungs- und Beschwerdegericht in den Sachen, die 
das Gesetz wegen ihrer besonderen Tragweite in der
I. Instanz vor die Bezirksgerichte verwiesen hat.

2. Daneben bleiben die bisherigen Aufgaben des 
Obersten Gerichts als Gericht erster und letzter Instanz 
in Strafsachen und als Berufungsgericht gegen Ent­
scheidungen des Patentgerichts oder der Spruchstelle für 
Nichtigkeitserklärungen des Patentamtes in den Fällen 
der §§ 59 und 38 des Patentgesetzes vom 6. September 
1950 bestehen. Jedoch haben die Bestimmungen über 
die Kassation insofern eine bedeutungsvolle Änderung 
erfahren, als nunmehr neben dem Generalstaatsanwalt 
der Deutschen Demokratischen Republik auch der Prä­
sident und in dessen Vertretung der Vizepräsident des 
Obersten Gerichts das Recht haben, den Antrag auf 
Kassation rechtskräftiger Entscheidungen zu stellen. 
Daß dadurch die Kassationstätigkeit des Obersten Ge­
richts umfangreicher als bisher werden wird, ist nicht 
anzunehmen; im Gegenteil steht zu erwarten, daß das 
Oberste Gericht schon durch seine Tätigkeit als Be­
rufungsgericht und den Erlaß von Richtlinien — hier­
über Näheres unten — einen so intensiven Einfluß auf 
die Entwicklung der Rechtsprechung nehmen kann, 
daß die Zahl der notwendigen Kassationen zurückgehen 
wird.

Die Bedeutung der neuen Befugnis zur Kassations­
einlegung liegt vielmehr darin, daß damit dem Obersten 
Gericht eine direkte Aufsicht über die Rechtsprechung 
der anderen Gerichte übertragen worden ist. Diese 
Aufsicht ist übrigens eine Pflicht, die in entsprechen­
der Weise für die Leiter aller Gerichte besteht. Auch 
die Bezirks- und Kreisgerichtsdirektoren haben die 
Pflicht, die Rechtsprechung der eigenen und der ihnen 
instanzmäßig unterstellten Gerichte fortlaufend zu kon­
trollieren und anzuleiten. Nur wenige der mit der 
Leitung von Gerichten beauftragten Richter sind bis­
her dieser selbstverständlichen Pflicht in genügendem 
Maße nachgekommen. Vor allen ihren Verwaltungs­
aufgaben stand bisher schon, ebenso wie in Zukunft, 
ihre Verantwortung für die erste und wichtigste Auf­
gabe der Gerichte: für die Rechtsprechung. Und diese 
Verantwortung beschränkt sich keineswegs auf die 
Äußerlichkeiten des gerichtlichen Verfahrens, etwa auf 
die Einhaltung der vorgeschriebenen Erledigungsfristen. 
Zu dem früher so oft gehörten Einwand, die Ausübung 
dieses Aufsichtsrechts könne die in der Verfassung 
garantierte Unabhängigkeit des Richters beeinträch­

tigen, sei bemerkt: In unserem Staate denkt niemand, 
vor allem aber nicht die Volkskammer als gesetz­
gebendes Organ, daran, jenen fundamentalen Grund­
satz einer demokratischen Rechtsprechung einzuschrän­
ken. Vielmehr sehen alle Organe unseres Staates in 
der Wahrung der demokratischen Gesetzlichkeit, also 
insbesondere auch der richterlichen Unabhängigkeit, 
eine wesentliche Voraussetzung für unsere Entwicklung 
zum Sozialismus. Selbstverständlich kann und darf 
sich der Direktor eines Kreis- oder Bezirksgerichts als 
Aufsichtsorgan nicht die Beteiligung an der Entschei­
dung des einzelnen Falles anmaßen. Er muß vielmehr 
die e r g a n g e n e  Entscheidung auf ihre Richtigkeit 
prüfen und erforderlichenfalls dafür sorgen, daß gegen 
eine fehlerhafte Entscheidung das zulässige Rechts­
mittel eingelegt wird, oder die Kassation dieses Urteils 
anregen. Aber in dieser Kontrolle post festum darf 
nicht das Schwergewicht seiner Aufgabe liegen. Den 
Interessen einer fortschrittlichen demokratischen Recht­
sprechung entspricht es viel mehr, falsche Entschei­
dungen allgemein zu verhindern, als falsche Entschei­
dungen zu korrigieren. Die Direktoren der Gerichte 
müssen ständig über die rechtsprechende Tätigkeit der 
Kammern bzw. Senate ihres eigenen Gerichts, die Lei­
ter des Obersten Gerichts und der Bezirksgerichte aber 
darüber hinaus auch über die Rechtsprechung der ihnen 
unterstellten Gerichte orientiert sein. Zweifelhafte und 
schwierige Rechtsfragen müssen in allgemeinen Ar­
beitsbesprechungen der Richter behandelt und grund­
sätzlich kollektiv geklärt werden. Nur damit wird 
die fortlaufende Entwicklung des gesellschaftlichen Be­
wußtseins und des fachlichen Könnens unserer Richter 
gewährleistet; nur so werden die Arbeitsbesprechungen 
den richtigen Inhalt bekommen und aus einer Ange­
legenheit der pflichtgemäß durchgeführten fachlichen 
Unterhaltung über sogenannte interessante Fälle, die 
sie bisher zum Teil immer noch gewesen sind, zu 
einem Instrument werden, das in gleicher Weise der 
Erweiterung des Gesichtskreises aller Richter wie der 
notwendigen Kontrolle unserer Rechtsprechung dient. 
Auf die genügende Vorbereitung aller an der Arbeits­
besprechung beteiligten Richter ist dabei entscheidender 
Wert zu legen.

Aufsicht über die Rechtsprechung und richtige Durch­
führung der richterlichen Arbeitsbesprechungen sind 
Dinge, denen jeder Leiter eines Gerichts von jetzt ab 
sehr viel mehr als bisher seine Aufmerksamkeit und 
Arbeitskraft schenken muß. Der Leiter eines Gerichts, 
der diese Notwendigkeit nicht erkennt und dement­
sprechend handelt, wird seiner Verantwortung nicht 
gerecht. Dabei ist kein Unterschied zu machen, ob er 
sich dieser Aufgabe durch Verwaltungsarbeit entzieht 
oder ob er unter Berufung auf den angeblichen Mangel 
an geeigneten Richtern, sich selbst „zu seinem besten 
Mitarbeiter macht . . .“ Bürdet er sich in falsch ver­

standenem Verantwortungsgefühl den größten Teil der 
Arbeit selbst auf, so ist er vielleicht ein guter Richter, 
aber kein „Aufsichtsrichter“. Aufsichtsrichter aber muß 
der Leiter eines Gerichts sein und nicht Behördenvor­
stand. Der Bezirksgerichtsdirektor wird fragen, wie er 
dieser Pflicht bei der großen Zahl der ihm unterstellten 
Kreisgerichte nachkommen kann. Selbstverständlich ist 
es nicht möglich, die Entscheidungstätigkeit aller Ge­
richte gleichzeitig zu beaufsichtigen. Er wird nach 
einem bestimmten Plan nur die Aufsicht jeweils über 
bestimmte Gerichte ausüben können und dabei auch 
bestimmte Schwerpunkte der Rechtsprechung berück­
sichtigen müssen.

3. Das Gesetz gibt dem Obersten Gericht die Befug­
nis, neben seiner Tätigkeit als Rechtsmittel- und 
Kassationsgericht im Interesse der einheitlichen Aus­
legung und Anwendung der Gesetze auf Antrag seines 
Präsidenten bzw. Vizepräsidenten, des Generalstaats­
anwalts und des Ministers der Justiz durch das voll­
ständige Richterkollegium, das sogenannte Plenum, 
im Zusammenhang mit einer Entscheidung R i c h t ­
l i n i e n  zu erlassen. Diese Richtlinien haben bindende 
Wirkung für alle Gerichte und für jede Entscheidung 
derselben Rechtsfrage. Damit wird dem neugeschaffenen 
Plenum des Obersten Gerichts eine unserem Rechts­
system bisher unbekannte, außerordentlich bedeutsame 
und verantwortungsvolle Tätigkeit übertragen. Diese 
Tätigkeit — das ist von vornherein eindeutig klar­
zustellen — darf nicht mit Befugnissen verwechselt
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